
 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 
Geschätzte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zum Bundesgesetz über die steuerliche Berücksichtigung 
der Kinderdrittbetreuungskosten Stellung nehmen zu können.  

Zu den Änderungen allgemein 

Die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung ist für Familien in der Schweiz im internatio-
nalen Vergleich sehr teuer. In erster Linie die hohen - in vielen Fällen einkommensabhängigen - 
Betreuungskosten, ferner auch die Steuerprogression führen zu negativen Erwerbsanreizen und 
sind ein Hindernis für die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen. Niedrige Erwerbspensen 
und Erwerbsunterbrüche können kurzfristig sogar zu einem höheren Familieneinkommen führen, 
haben jedoch langfristig negative Folgen für die finanzielle Absicherung, insbesondere auf die Al-
tersvorsorge1. Um diesen Missstand zu beheben, muss sich Erwerbsarbeit auch kurzfristig loh-
nen.  

Steuererleichterungen, die hauptsächlich Gutverdienenden zu Gute kommen, lehnen wir grund-
sätzlich ab. Gleichzeitig befürworten wir die Beseitigung von Hürden, die Frauen vom Wiederein-
stieg in den Beruf oder von einer Erhöhung des Erwerbspensums abhalten. Die Versteuerung 
von Betreuungskosten kann eine solche Hürde darstellen. Dies aber in erster Linie wegen des 
hohen Anteils an den Gesamtkosten der Drittbetreuung, die Eltern mit besserem Einkommen  
oder solche, die keinen subventionierten Betreuungsplatz finden, in der Schweiz übernehmen 
müssen. Denn der Preis der Kinderbetreuung ist für Eltern der Hauptkostenfaktor, und nicht die 
Steuerprogression, wie verschiedene Studien2 gezeigt haben. So deckt der derzeitige steuerliche 
Maximalabzug die Kosten für die schulergänzende Kinderbetreuung in öffentlichen Einrichtun-
gen. Er ist aber bei Eltern von Kleinkindern ein Problem, die diese an mehr als zwei Tagen pro 
Woche familienergänzend betreuen lassen wollen und keinen subventionierten Krippenplatz fin-
den oder keinen Anspruch auf Subventionen haben. Wie Morger (2015) aufzeigt, sind dies bei 

                                                        
1 vgl. Studie „Gender Pension Gap in der Schweiz. Geschlechtsspezifische Unterschiede bei den Altersrenten“, BSV 2016 
2 Z.B. Bütler Monika: "Arbeiten lohnt sich nicht - ein zweites Kind noch weniger. Zum Einfluss einkommensabhängiger Tarife 
in der Kinderbetreuung", Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 8, 2007, 1-19; Familienfreundliche Steuer- und Tarifsysteme. 
Vergleich der Kantone Basel-Stadt und Zürich, Abteilungen für die Gleichstellung der Kantone Basel-Stadt und Zürich, 2012. 
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den direkten Bundessteuern 6.1% der Steuerpflichtigen im Kanton Bern und 9.2% im Kanton 
Aargau. Etwas mehr sind es bei den Kantons- und Gemeindesteuern, nämlich 11% der Eltern im 
Kanton Bern, 17% im Kanton Aargau.  

Es ist deshalb unabdingbar, dass die Politik in erster Linie den von den Eltern übernommenen 
Kostenanteil an die familienergänzende Kinderbetreuung senkt und die öffentliche Hand einen 
grösseren Anteil finanziert. Ein erster kleiner Schritt sind die vom Parlament verabschiedeten zu-
sätzlichen Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung (Geschäft16.055), die haupt-
sächlich dazu dienen sollen, die Elternbeiträge zu reduzieren. Eine bessere steuerliche Berück-
sichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten als berufsbezogene Kosten kann eine Ergänzung 
dazu darstellen. Die damit verbundenen Steuerausfälle dürfen aber keinesfalls den Rückzug der 
öffentlichen Hand aus der Finanzierung der Betreuungsangebote begünstigen.  

Zu den Fragen im Konkreten:  

1 Der SGB ist der Meinung, dass in erster Linie der Elternanteil an die Kinderdrittbetreuungs-
kosten gesenkt werden muss. Dies ist eine Aufgabe der öffentlichen Hand und muss über 
Steuergelder finanziert werden. Eine Reduktion der Steuereinnahmen ist deshalb zu vermei-
den. Die zu begrüssende Solidarität mit Familien darf deshalb nicht über Steuerreduktionen 
sondern über eine höhere Beteiligung der öffentlichen Hand an der familienergänzenden 
Kinderbetreuung erfolgen. Die erwarteten jährlichen 35 Mio. Franken Steuerausfälle wären 
über diese Massnahme effizienter eingesetzt, weshalb wir eine Erhöhung des Kinderdrittbe-
treuungsabzuges ablehnen.  

2 Wir lehnen die vorgeschlagene Erhöhung der Obergrenze ab. Tatsächlich kann die aktuelle 
Obergrenze von 10‘100 Franken eine Hürde darstellen für Mütter, die ihr Erwerbspensum er-
höhen wollen, da sie aktuell nur zwei Tagen unsubventionierter familienergänzender Kinder-
betreuung entspricht. Eine höhere Obergrenze käme Müttern mit höheren Erwerbspensen 
entgegen und würde somit ein egalitäres Familienmodell fördern. Wir bevorzugen jedoch de-
zidiert den Ansatz, mit den Steuereinnahmen direkt die Beiträge der öffentlichen Hand an die 
familienergänzende Kinderbetreuung zu erhöhen und so die negativen Erwerbsanreize zu 
minimieren. Bei einer allfälligen, vom SGB abgelehnten, Erhöhung der möglichen Steuerab-
züge ist spätestens ab dem Schulalter eine tiefere Obergrenze vorzusehen, die den Elternbei-
trägen an die öffentliche schulergänzende Kinderbetreuung entspricht, damit über die Steu-
erabzüge keine Luxuslösungen finanziert werden. Nicht der Kinderbetreuungsabzug bei den 
Steuern muss erhöht, sondern der Elternanteil an die Vollkosten gesenkt werden. Bund, Kan-
tone und Gemeinden müssen zwingend dafür sorgen, dass allfällige Steuereinbussen keine 
negative Folgen für das Angebot der Betreuungsplätze, deren Finanzierung und Qualität ha-
ben. 

3 Anspruchsvoraussetzungen bei Steuerermässigungen sind zwingend: Als berufsbezogene 
Kosten sollen Kinderdrittbetreuungskosten bei den Steuern nur dann geltend gemacht wer-
den können, wenn sie in direktem, kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit ste-
hen. 

4 Falls Steuerabzüge gewährt werden, erachten wir deren Deckelung als zwingend, damit sie 
nicht Luxuslösungen für Gutverdienende ermöglichen, sondern nur die effektiven Berufsaus-
lagen der Eltern decken.  

 



Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND   

Paul Rechsteiner Regula Bühlmann 
Präsident Zentralsekretärin 
 

 


